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(Nr. 7583.) Konzeſſions⸗Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von 
Weſel nach Bocholt. Von 17. September 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


Nachdem von dem Kommerzienrath Sabei zu Münſter darauf angetragen 
iſt, ihm den Bau und Betrieb einer für den Lokomotivbetrieb einzurichtenden 
Eiſenbahn von Weſel nach Bocholt zu geſtatten, wollen Wir demſelben hierzu 
Unſere landesherrliche Genehmigung unter nachſtehenden Modalitäten ertheilen. 


1 


Auf das Unternehmen finden die in dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. November 1838. enthaltenen Beſtimmungen über die 
Expropriation und das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder Grund⸗ 
ftüde Anwendung, wogegen der Unternehmer den dort den Eiſenbahngeſellſchaften 
in ihren Verhältniſſen zum Staate und zum Publikum auferlegten Verpflichtun⸗ 
gen und Beſchränkungen gleichfalls unterworfen iſt. Insbeſondere finden auf 
denſelben das Geſetz vom 16. März 1867. über die von den Eiſenbahnen zu 
entrichtende Abgabe, ſowie etwa künftig noch ergehende desfallſige geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften Anwendung. 

II. 

Die Feſtſtellung der Bahnlinie und die Genehmigung der ſpeziellen Bau⸗ 
projekte und Anſchläge gebührt dem Miniſterium für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten, deſſen Zuſtimmung auch zu jeder Abweichung von dem feſt⸗ 
geſtellten Bauplane erforderlich iſt. 

Bezüglich der Ausführung der Bahn und der dazu gehörigen Hoch⸗ 
bauten 2c. im Rayon der Feſtung Weſel ſind die desfallſigen Feſtſetzungen der 
Militairbehörden für den Unternehmer unbedingt maaßgebend. 


III. 


Behufs Sicherſtellung der rechtzeitigen und ſoliden Ausführung der Bahn 
ift Unternehmer verpflichtet, bei der Preußiſchen Bank die Summe von 25,000 
Thalern baar oder in Preußiſchen Staats⸗ oder a Staate garantirten Pa⸗ 
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pieren oder in inländiſchen Eiſenbahn⸗Prioritäts⸗Obligationen (unter Berechnung a 
aller dieſer Effekten nach deren Kurswerthe) als Kaution zu hinterlegen, welche 
der Preußiſchen Staatsregierung zu beliebiger Verwendung im Intereſſe von 
Eiſenbahn⸗Anlagen der Rheinprovinz oder Weſtphalen unwiderruflich verfallen 
ſoll, wenn das Unternehmen nicht binnen der vom Handelsminiſterium zu be⸗ 
ſtimmenden, übrigens nicht unter zwei Jahren zu bemeſſenden Friſt plan⸗ und 
anſchlagsmäßig ausgeführt und vollendet wird. 8 

Die Aushändigung dieſer Konzeſſions⸗Urkunde erfolgt erſt, nachdem jene 
Depoſition ſtattgefunden und Unternehmer eine Kautions⸗ und Verpfändungs⸗ 
Urkunde, unter ausdrücklicher Einwilligung in vorſtehende Feſtſetzung, wie über⸗ 
haupt in die übrigen Beſtimmungen dieſer Konzeſſtons⸗Urkunde in rechtsverbind⸗ 
licher Form ausgeſtellt hat. 


IV. 


Behufs der techniſchen Leitung des Baues und des Betriebes der Bahn 
hat der Unternehmer einen Beamten zu beſtellen „welcher die formelle Qualifi- 
kation zum Königlichen Eiſenbahn⸗Baumeiſter beſitzen muß. Die Wahl dieſes 
Beamten, ſowie die demſelben zu ertheilende Geſchäfts⸗Inſtruktion bedarf der 
Genehmigung des Handelsminiſteriums. 


SV. 

Unternehmer hat in Weſel oder Bocholt Domizil zu wählen, auch an 
demſelben Orte ununterbrochen einen Bevollmächtigten zu halten, welcher ihn in 
Fällen ſeiner Abweſenheit oder Behinderung in allen das in Rede ſtehende Eiſen⸗ 
bahn⸗Unternehmen betreffenden Angelegenheiten, dem Staate und dem Publikum 
gegenüber, mit unbeſchränkter Vollmacht zu vertreten berechtigt und verpflichtet iſt. 

5 Dieſe Vollmacht kann auch dem sub IV. bezeichneten Beamten ertheilt 
werden. 
8 


Unternehmer ift bezüglich des Baues, des Betriebes und der Unterhaltung 
der Bahn der Aufſicht des Eiſenbahnkommiſſariats unterworfen und deſſen An⸗ 
weiſungen unweigerlich zu befolgen ſchuldig. Sollte ſich derſelbe bezüglich der 
Unterhaltung der Bahn eine Säumniß zu Schulden kommen laſſen, ſo iſt das 
Eiſenbahnkommiſſariat vorbehaltlich des Rechts der Konzeſſtonsentziehung — 
ekr. VIII. — befugt, die von ihm nöthig erachteten Unterhaltungsarbeiten 
ohne Weiteres für Rechnung des Unternehmers ausführen zu laſſen, welcher darauf 
verzichtet, die Nothwendigkeit reſp. Angemeſſenheit der aufgewandten Koſten 
irgendwie zu bemängeln, 


VII. 


Unternehmer iſt nach Eröffnung des Betriebes auf Verlangen des 
Handelsminiſteriums verpflichtet, bei einer Königlichen Kaſſe einen durch jähr⸗ 
liche Beiträge zu bildenden Fonds zur Beſtreitung der Koſten der Erneuerung 
der Schienen, Schwellen, Weichen und der Betriebsmittel, ſowie zur Vermehrung 
der letzteren und der in außerordentlichen Fällen nöthigen Ausgaben zu hinter⸗ 
legen und den desfallſigen, dem Handelsminiſterium vorbehaltenen näheren 

a Feſt⸗ 


a 
Feſtſetzungen unweigerlich zur Vermeidung epekutiviſcher adminiſtrativer Einzie⸗ 
hung nachzukommen. f 


VIII. | 


Bezüglich des Verhältniffes des Unternehmers zum Staate gilt ins beſondere 
noch Folgendes: f 


1) Dem Staate bleibt die Genehmigung der Tarife für den Perſonen⸗ 
und Güterverkehr, ſowie jeder Abänderung derſelben, imgleichen die Ge⸗ 
eine und nöthigenfalls auch die Abänderung der Fahrpläne vor⸗ 

ehalten. 


2) Zur Ausführung der Beſtimmung über die Benutzung der Eiſenbahn 
zu militairiſchen Zwecken (Geſetz-Samml. für 1843. S. 373.) iſt Unter⸗ 
nehmer verpflichtet, ſowohl ſich den Beſtimmungen des Reglements vom 
1. Mai 1861., betreffend die Organiſation des Transportes größerer 
Truppenmaſſen auf den Eiſenbahnen, desgleichen für die Beförderung 
von Truppen, Militaireffetten und ſonſtigen Armeebedürfniſſen auf den 
Staatsbahnen, endlich der Inſtruktion vom 1. Mai 1861. für den Trans⸗ 
port der Truppen und des Armeematerials auf den Eiſenbahnen und 

den künftigen Abänderungen und Ergänzungen dieſer Reglements und 
Inſtruktionen zu unterwerfen, als auch Militair⸗Perſonen und Effekten 
jeglicher Art zu ermäßigten Preiſen zu transportiren. Als Fahrpreiſe 
follen diejenigen Sätze maaßgebend fein, welche jeweilig auf den Preu⸗ 
ßiſchen Staats⸗Eiſenbahnen erhoben werden. 


Der Poſtverwaltung des Norddeutſchen Bundes gegenüber iſt Unter- 
nehmer verpflichtet: i 
a) den Betrieb, ſoweit die Natur deſſelben es geſtattet, in die noth⸗ 
wendige Uebereinſtimmung mit den Bedürfniſſen der Poſtverwaltung 
zu bringen, ö 
b) mit jedem fahrplanmäßigen Zuge auf Verlangen der Poſtverwaltung 
einen Poſtwagen und innerhalb deſſelben: 
aa) Briefe, Zeitungen, Gelder, ungemünztes Gold und Silber, 
Juwelen und Pretioſen ohne Unterſchied des Gewichtes, ferner 
ſolche nicht in die Kategorie der obigen Sendungen gehörigen 
Packete, welche einzeln das Gewicht von zwanzig Pfund nicht 
überſchreiten, 
bb) die zur Begleitung der Poſtſendungen, ſowie zur Verrichtung 
des Dienſtes unterweges erforderlichen Poſtbeamten, auch 
wenn dieſelben geſchäftslos zurückkehren, 
ce) die Geräthſchaften und Utenſilien, deren die Beamten unter⸗ 
weges bedürfen, : 
unentgeltlich zu befördern. Statt beſonderer Poſtwagen können auf 
Grund desfallſiger Verſtändigung auch Poſtkoupés in Eiſenbahn⸗ 
wagen gegen eine, den Selbſtkoſten 110 55 Beſchaffung und a 
ale 
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haltung thunlichſt naheſtehende Miethe benutzt, es kann ferner bei 
ſolchen Zügen, in denen Poſtwagen und Poſtkoupés nicht laufen, 
die unentgeltliche Mitnahme eines Poſtbeamten mit der Briefpoſt, 
dem alsdann der erforderliche Sitzplatz einzuräumen iſt, oder die 
unentgeltliche Beförderung von Brief- und Zeitungspacketen durch 
das Zugperſonal verlangt werden. ; : 

Für ordinaire Packete über zwanzig Pfund, auch wenn dieſelben 

innerhalb des Poſtwagens oder Poſtkoupes befördert werden, erhält 

Unternehmer die tarifmäßige Eilfracht, welche für das monatliche 

Geſammtgewicht der zwiſchen je zwei Stationen beförderten zahlungs⸗ 

pflichtigen Packete berechnet und auf Grund beſonderer Vereinbarung 

averſionirt wird. 

Wenn ein Poſtwagen oder das an deſſen Stelle zu benutzende Poſt⸗ 

koupé (ad b.) für den Bedarf der Poſt nicht ausreicht, fo hat 

Unternehmer entweder die Beförderung der nicht unterzubringenden 

Poſtſendungen in ſeinen Wagen zu vermitteln, oder der Poſt die 
erforderlichen Transportmittel leihweiſe herzugeben. Im erſteren 
Falle wird für ordinaire Packete über zwanzig Pfund eine weitere 
als die zu e. vorgeſehene Vergütung nicht geleiſtet. Im letzteren 
Falle zahlt die Poſtverwaltung außer der Frachtvergütung für die 
ordinairen Packete über zwanzig Pfund eine beſonders zu verein⸗ 
barende, nach Sätzen pro Koups und Meile reſp. pro Achſe und 
Meile zu berechnende Hergabe- und Transportvergütung. 

e) Unternehmer übernimmt die Unterhaltung, Unterſtellung, Reinigung, 
das Schmieren, Ein» und Ausrangiren dc. der Eiſenbahnpoſtwagen, 
ſowie den leihweiſen Erſatz derſelben in Beſchädigungsfällen gegen 
Vergütigungen, welche nach den Selbſikoſten bemeſſen werden und 
über deren Berechnung beſondere Vereinbarung getroffen wird. 

4) Unternehmer iſt verpflichtet, die mit Poſtfreipäſſen verſehenen Per⸗ 
ſonen unentgeltlich zu befördern, vorausgeſetzt, daß dieſe nur einen 
Theil ihrer Reiſe auf der Eiſenbahn, einen anderen Theil aber mit 
gewöhnlichem Poſtführwerk zurücklegen. 


. 
0 


0 
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4) Dem Unternehmer obliegen gegenüber der Bundes⸗Telegraphenverwaltung 
folgende Verpflichtungen:“ 

1) Der Eiſenbahn⸗Anternehmer hat die Benutzung des Eiſenbahnterrains, 
welches außerhalb des vorſchriftsmäßigen freien Profils liegt und 
ſoweit es nicht zu Seitengräben, Einfriedigungen de. benutzt wird, 
zur Anlage von oberirdiſchen und unterirdiſchen Bundes⸗Telegraphen⸗ 
linien unentgeltlich zu geſtatten. Für die oberirdiſchen Telegraphen⸗ 
linien ſoll thunlichſt entfernt von den Bahngeleiſen nach Bedürfniß 
eine einfache oder doppelte Stangenreihe auf der einen Seite des 

Bahnplanums aufgeſtellt werden, welche von der Eiſenbahnverwal⸗ 

tung zur Befeſtigung ihrer Telegraphenleitungen unentgeltlich mit⸗ 

benutzt werden darf. Zur Anlage der unterirdiſchen Telegraphen⸗ 
linien 


en 


5 1 5 
* Wer ſoll in der Regel diejenige Seite des Bahnterrains benutzt 
scheiden „welche von den oberirdiſchen Linien im Allgemeinen nicht 
Verfolgt wird. 

Der erſte Trakt der Bundes⸗Telegraphenlinien wird von der 
Bundes⸗Telegraphenverwaltung und der Eiſenbahnverwaltung ge⸗ 
meinſchaftlich feſtgeſetzt. Aenderungen, welche durch den Betrieb der 
Bahn nachweislich geboten ſind, erfolgen auf Koſten der Bundes⸗ 
Telegraphenverwaltung, reſp. der Eiſenbahn; die Koſten werden 
nach Verhältniß der beiderſeitigen Anzahl Drähte repartirt. Ueber 
anderweite Veränderungen iſt beiderſeitiges Einverſtändniß erforder⸗ 
lich und werden dieſelben für Rechnung desjenigen Theiles ausge⸗ 
führt, von welchem dieſelben ausgegangen ſind. 

2) Der Eiſenbahn⸗Unternehmer geſtattet den mit der Anlage und Un⸗ 
terhaltung der Bundes-Telegraphenlinien beauftragten und hierzu 
legitimirten Telegraphenbeamten und deren Hülfsarbeitern Behufs 
Ausführung ihrer Geſchäfte das Betreten der Bahn unter Beachtung 
der bahnpolizeilichen Beſtimmungen, auch zu gleichem Zwecke dieſen 
Beamten die Benutzung eines Schaffnerſitzes oder Dienſtkoupes auf 
allen Zügen einſchließlich der Güterzüge gegen Löſung von Fahr⸗ 
billets der III. Wagenklaſſe. a 

3) Der Eiſenbahn⸗Anternehmer hat den mit der Anlage und Unter⸗ 
haltung der Bundes⸗Telegraphenlinie beauftragten und legitimirten 
Telegraphenbeamten auf deren Requiſition zum Transport von 
Leitungsmaterialien die Benutzung von Bahnmeiſterwagen unter 
bahnpolizeilicher Aufſicht gegen eine Vergütung von 5 Silbergroſchen 
pro Wagen und Tag und von 20 Silbergroſchen pro Tag der 
Aufſicht zu geſtatten. 

4) Der Unternehmer hat die Bundes⸗Telegraphenanlagen an der Bahn 
gegen eine Entſchädigung bis zur Höhe von 10 Thalern pro Jahr 
und Meile durch ſein Perſonal bewachen und in Fällen der Be⸗ 
ſchädigung nach Anleitung der von der Bundes⸗Telegraphen⸗ 
verwaltung erlaſſenen Inſtruktion proviſoriſch wiederherſtellen, auch 
von jeder wahrgenommenen Störung der Linien der nächſten Bundes⸗ 
Telegraphenſtation Anzeige machen zu laſſen. 

5) Der Unternehmer hat die Lagerung der zur Unterhaltung der Linien 
erforderlichen Vorräthe von Stangen auf den dazu geeigneten Bahn⸗ 
höfen unentgeltlich zu geſtatten und dieſe Vorräthe ebenmäßig von 
ſeinem Perſonal bewachen zu laſſen. 

6) Der Unternehmer hat bei vorübergehenden Unterbrechungen und 
Störungen des Bundestelegraphen alle Depeſchen der Bundes⸗ 
Telegraphenverwaltung mittelſt ſeines Telegraphen, ſoweit derſelbe 
nicht für den Eiſenbahnbetriebsdienſt in Anſpruch genommen iſt, 
unentgeltlich zu befördern, wofür die Bundes⸗Telegraphenverwal⸗ 
tung in der Beförderung von Eiſenbahn⸗Dienſtdepeſchen Gegenſeitig⸗ 
keit ausüben wird. N 

7) Un⸗ 


(Nr. 7583.) 


— 78 — a „ 

7) Unternehmer hat ſeinen Betriebstelegraphen auf Erfordern des 

Bundeskanzleramtes dem Privat⸗Depeſchenverkehr nach Maaßgabe 

der Beſtimmungen der Telegraphenordnung für die Korreſpondenz 

auf den Telegraphenlinien des Norddeutſchen Bundes zu eröffnen. 

8) Ueber die Ausführung der Beſtimmungen unter 1. bis einſchließ⸗ 

lich 6. wird das Nähere zwiſchen der Bundes⸗Telegraphenverwal⸗ 
tung und dem Unternehmer ſchriftlich vereinbart. 


5) Der Unternehmer hat den Anordnungen, welche wegen polizeilicher Be» 
aufſichtigung der beim Eiſenbahnbau beſchäftigten Arbeiter getroffen werden, 
pünktlich nachzukommen und die aus dieſen Anordnungen erwachſenen 
Ausgaben, insbeſondere auch die durch die etwaige Anſtellung eines 
beſonderen Polizei⸗Aufſichtsperſonals entſtehenden Koſten, zu tragen. Er 
iſt verpflichtet, die nöthigen Zuſchüſſe zu der in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 21. Dezember 1846. (Geſetz⸗Samml. für 1847. S. 21.) für die 
Bauarbeiter einzurichtenden Krankenkaſſe zu leiſten. 

Nicht minder wird Unternehmer den Anforderungen der zuſtändigen 

Behörde wegen Genügung des kirchlichen Bedürfniſſes der beim Bau 

beſchäftigten Beamten und Arbeiter bereitwillig Folge leiſten und erforder⸗ 

lichen Falls auch die Tragung der dadurch etwa bedingten Koſten über- 
nehmen. 

6) Anderen Unternehmern bleibt ſowohl der Anſchluß an die neue Bahn 
mittelſt Zweigbahnen, als die Benutzung der erſteren gegen zu verein⸗ 
barende, eventuell vom Handelsminiſterium feſtzuſetzende Fracht⸗ oder 
Bahngeldſätze vorbehalten. 

7) Die Konzeſſion kann jederzeit ohne Weiteres von Uns widerrufen und 
zurückgenommen werden, wenn den Konzeſſtonsbedingungen zuwider ge⸗ 
handelt oder eine der darnach dem Unternehmer obliegenden Verpflichtungen 
nicht vollſtändig erfüllt wird. Im Falle ſolcher Konzeſſionsentziehung 
muß der Unternehmer es ſich gefallen laſſen, daß die Bahn nebſt allem 
beweglichen und unbeweglichen Zubehör als ein Ganzes zur öffentlichen 
Verſteigerung mit der Verpflichtung des Ankäufers gebracht wird, den 
Bau der Bahn zu vollenden reſp. dieſelbe als eine öffentliche Verkehrs- 
anſtalt zu erhalten und fortzubetreiben. 

Die gegenwärtige Konzeſſions⸗Urkunde ift durch die Geſetz⸗Sammlung 
bekannt zu machen. N 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. s : 

Gegeben Elbing, den 17. September 1869, 


(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
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(Nr. 7584.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. Dezember 1869., betreffend die Verleihung der 
8 fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗ 


Chauſſee von Station 2,07 der Burg⸗Möckerner Chauſſee bis nach Hohenziatz, 
im Kreiſe Jerichow I., Regierungsbezirk Magdeburg. 


N Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
im Kreiſe Jerichow I, Regierungsbezirk Magdeburg, von Station 2,07 der Burg⸗ 
Möckerner Chauſſee bis nach Hohenziatz genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch 
dem Kreiſe Jerichow I. das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforder⸗ 
lichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter⸗ 
haltungs⸗ Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem vorgenannten 
Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße 
das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal gültigen Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840, angehängten Bes 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. b 

Berlin, den 20. Dezember 1869. 


Wilhelm. 
2 785. 5 Gr. v. Itzenplitz. Camphau ſen. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche er 
Arbeiten und den Finanzminiſter. g 


(Nr. 7585.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligatio⸗ 
8 nen des Goldaper Kreiſes im Betrage von 58,000 Thalern III. Emiſſion. 
Vom 9. Januar 1870. f 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Goldaper Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 22. September 1869. beſchloſſen worden, die zur vollſtändigen Durchfüh⸗ 
rung der vom Kreiſe in Folge des Beſchluſſes vom 9. Auguſt 1865. unternom⸗ 
Ir. 75847585.) me⸗ 


a 


menen Chauſſeebauten außer den durch die Privilegien vom 16. April 1866. 
und 4. Februar 1868. (Geſetz⸗Samml. für 1866. S. 250. und Geſetz⸗Samml. 
für 1868. S. 65.) genehmigten Anleihen von je 80,000 Thalern noch erforder⸗ 
lichen Geldmittel im Wege einer ferneren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir 
auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber 

lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obli- 
gationen zu dem angenommenen Betrage von 58,000 Thalern ausſtellen zu 
dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner 
etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833, zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 58,000 Tha⸗ 
lern, in Buchſtaben: achtundfunfzig Tauſend Thalern, welche in folgenden 


Apoints: 
d 20,000 Thaler à 1000 Thaler, 
10% % n. 500 
2000 0 (1900 + 
870 0 en } 
= 58,000 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
5 fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1871. ab mit wenigſtens jährlich Einem 
Prozent des Kapitals, unter Juwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuld⸗ 
verſchreibungen, zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In⸗ 
haber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die 
Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 9. Januar 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


i ro. z 


zes 
Provinz Preußen, Xegierungsbezirk Gumbinnen. 


Obligation 


des 
JJV 
TCC III. Emiſſion 
über 
e Thaler Preußiſch Kur aut. 
Auf Grund des unterrrõ genehmigten Kreistagsbeſchluſſes vom 


der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen. 
Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, 
von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit 


Jahrgang 1870. (Nr. 7585.) 1 Die 


na 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung,̃, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Goldap, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermines folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine 
zurückzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapi⸗ 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts Ordnung 
Theil I. Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Goldap. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel⸗ 
1 00 und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres.. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. ; 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Goldap gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung vechtzeitig geſchehen iſt. 5 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 


Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 

Goldapr; den n 18. 
Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Goldaper Kreiſe. 


„r. EIER 


Pro 


„„ 


Provinz Preußen, Xegierungsbezirk Sumbinnen. 


Zinskupon 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Goldaper Kreiſes III. Emifien 
Little... lerne, 
Ubene ß Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
3 Thaler .. Silbergroſchen . Pfennige. 
Der Inhaber dieſes e enptängt, gegen deſſen Rückgabe in der 
S . lep int ee bis 
55 und ſpäterhin die Shrfen der vorbenannten Kreis -Dbligation a das 
Salbjabe vom bis Tb mit (in Buchſtaben ] W —ͥ Thalern 
8 Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe z Goldap. 
Goldaß, den 18% 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Goldaper Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen Geldbetrag 
nicht innerhalb vier Jahren nach der Fälligkeit, vom Schluß 
des Rfeffenden Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 
e 


zur N 
Kreis⸗Obligation des Goldaper Kreiſes III. Emiſſion. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli⸗ 
gation des Goldaper Kreiſes - 
Liter: u, über Thaler à fünf Prozent Zinſen 


die te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Goldap. 


Gao o 18 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Goldaper Kreiſe. 
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(Nr. 7586.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der von der „Nord⸗ 
deutſchen See- und Flußverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft zu Stettin be⸗ 
ſchloſſenen Ausdehnung des Gegenſtandes der Unternehmung auf die 
Uebernahme von Verſicherungen gegen die Gefahren des Landtransportes. 
Vom 2. Februar 1870. 


D Königs Majeftät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 24. Januar 
1870. den in der notariellen Verhandlung vom 29. November v. J. verlaut⸗ 
barten Beſchluß der „Norddeutſchen See⸗ und Flußverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft“ 
zu Stettin, betreffend die Ausdehnung des Gegenſtandes der Unternehmung auf die 
Uebernahme von Verſicherungen gegen die Gefahren des Landtransportes, zu 
genehmigen geruht. 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem genehmigten Beſchluſſe wird durch das 
Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Stettin bekannt gemacht werden. 

Berlin, den 2. Februar 1870. 5 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Moſer. 


(Fr. 7587.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des revidirten Statuts 
des „Aplerbecker Aktienvereins für Bergbau“ zu Dortmund. Vom 
2. Februar 1870. N 


Br Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 24. Januar 
1870. das revidirte Statut des „Aplerbecker Aktienvereins für Bergbau“ zu 
Dortmund vom 19. Oktober 1869. zu genehmigen geruht. 
Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem revidirten Statute wird durch das Amts⸗ 
blatt der Königlichen Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden. 
Berlin, den 2. Februar 1870. 


Der Minifter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Moſer. 


Redigirt im Büreau des Staats Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


